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Vorbemerkungen zur Vermeidung von Missverständnissen:

1. Es gibt keine „Verschwörung“ und keinen 
„Masterplan“ zur Privatisierung des Schulwesens,

2. …sehr wohl aber mächtige, indifferente und teils auch widersprüchliche 
(Verwertungs-)Interessen, die im Bildungsbereich Renditemöglichkeiten 
erschließen wollen.

3. Nicht jeder, der der Einrichtung von Schulvorständen oder der 
Etablierung rechtlicher Selbständigkeit von Schulen das Wort redet, 
zielt damit (bewusst) auf die Privatisierung des Schulsystems ab.
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Gemeint ist: Mit den zunehmend fallenden Profitraten in der Mitte der 
1970er Jahre verändert sich zunehmend auch das Staatsverständnis, 
verändern sich die ökonomischen Theorien und verändert sich die Politik. 
In einer Art „dreidimensionaler Wende“ verwandeln sich Verwaltung, 
Politik und Ökonomie hin zu Liberalisierungsbefürwortung, 
Marktverherrlichung, Neuer Verwaltungssteuerung, Neoliberalismus. Der 
Staat soll nicht mehr die Menschen vor den Wirkungen der Profitlogik 
schützen, sondern erhält mehr und mehr die Aufgabe, dieser ungehindert 
Geltung zu verschaffen.

Zur Erklärung ein kleiner Text:

„Es war einmal… (ein makroökonomisches Gedankenspiel):

Nehmen wir einmal an, das Kapital wäre nach den Ölkrisen der 70er 
Jahre besorgt gewesen. Verunsichert von den damals aktuellen 
Diskussionen über Überproduktionskrisen, den ‚tendenziellen Fall der 
Profitrate‘ und die ökologischen, fossilen und ökonomischen ‚Grenzen des 
Wachstums‘ bekam es das Kapital doch etwas mit der Angst zu tun. Um 
sicherzugehen, dass dem Kapitalismus kein Zusammenbruch droht, wollte 
es sich beim bis dahin wissenschaftlich und wirtschaftspolitisch 
dominanten Keynesianismus erkundigen, welche Entwicklungen der 
Kapitalismus zukünftig nehmen werde.

Es hatte auch nach dem Zweiten Weltkrieg immer wieder 
Auseinandersetzungen um die Verteilung der arbeitsteilig produzierten 



Wertschöpfung gegeben. Aber mit den Konzepten des Keynesianismus war auch 
das Kapital gerade nach dem Zweiten Weltkrieg ganz gut zurechtgekommen […]. 
Zum Entsetzen des Kapitals sprach der Keynesianismus aber nicht ausschließlich 
von Konjunkturzyklen, einem ‚immer weiter so‘ und einer Politik des ‚Deficit
Spending‘, sondern von einer dritten, stark krisenhaften Phase der kapitalistischen 
Entwicklung, die jetzt anstehen würde. Prägend für diese Phase sei eine 
zunehmende Konsumsättigung in den Industrieländern […]. Um das Wohlstands-
und Beschäftigungsniveau zu halten, plädierte der Keynesianismus zwar nicht für 
die Revolution und die Enteignung des Kapitals. Er empfahl aber eine ‚Ausweitung 
der öffentlichen Leistungen‘, eine ‚Stimulierung ‚vernünftigen‘ Konsums‘ und eine 
‚schrittweise‘ Reduzierung der Arbeitszeit […].

Alle drei Vorschläge haben starke verteilungspolitische Konsequenzen. […] Löhne 
müssten steigen und Arbeit müsste gleichmäßiger verteilt werden.

Erschrocken wandte sich das Kapital ab und fand in den ökonomischen Theorien 
der Neoklassik und des Neoliberalismus theoretische Verbündete. Sie 
versprachen durch die Umsetzung ihrer Thesen auch weiterhin ungestörte 
Profitakkumulation. Aus dem System selbst hervorgehende Wachstumskrisen 
waren der neoliberalen Theorie zu Folge […] nicht vorgesehen. Wenn Krisen 
auftreten würden, läge es an exogenen Störungen der Märkte. Da sich jedes 
Angebot seine Nachfrage schaffen würde […], sollte sich der Wohlfahrtsstaat auf 
die Gewährleistung von Sicherheit für die Märkte zurückziehen. Durch den 
schlanken Staat würden nicht nur die belastenden Kosten für Unternehmen sinken 
[…], sondern neue Profitfelder in der täglichen Daseinsvorsorge der Menschen 
würden frei werden. Dazu zählen Felder wie Gesundheit, Rente und die 
Absicherung anderer Lebensrisiken – aber auch Bildung. […] Der Neoliberalismus 
erklärte sozusagen den Wohlfahrtsstaat zum doppelten Feind und deutete den 
Sozialabbau für die Menschen positiv um: ‚Die Gewinne von heute sind die 
Investitionen von morgen und die Arbeitsplätze von übermorgen‘. […] Da 
beschloss das Kapital, sich ab jetzt vollständig dem Neoliberalismus zuzuwenden 
und dieses Denken zu fördern und hegemonial werden zu lassen.“

Quelle: Kaphegyi/Quaißer: Privatisierung von Bildung – Ursprung, 
Besonderheiten, Erscheinungsformen
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Generell lassen sich zwei „große“ verschiedene Strategien/Tendenzen der 
Profitmaximierung erkennen: 

1. Wird der Wohlfahrtsstaat mehr und mehr zurückgedrängt, die 
„freiwerdenden“ Staatsgelder dann am besten den Wohlhabenden 
übereignet. 

2. Die brachliegenden Bereiche der öffentlichen Daseinsvorsorge werden 
von eben diesen hiernach in Besitz genommen.
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Es zeigt sich: Bildung wird zunehmend nur noch als Humankapital 
definiert. Auch das eine so genannte „wissenschaftliche Theorie“, die seit 
den 70ern massiv gefördert wurde, Teil der „dreidimensionalen Wende“ ist 
und vor allem dazu dient, Bildung da nun „Investition“ mit Gebühren 
belegen zu können. Immerhin, so die Theorie, führe deren Erwerb ja 
später zu einem „Return on investment“. 







„Marktform“ und „Flexibilisierung (und Deregulierung) der 
Lehrerarbeitsverhältnisse“ führen beide zu einem: Der Realisierung eines
grundlegend anderen Verständnisses von Bildung, das diese nicht mehr in 
Kooperation, sondern vollends in Wettbewerb und Konkurrenz fundiert, 
zudem aber auch, und das ist wichtig, zu einer „Marktbereitung“ für private 
Anbieter – wo alle dem gleichen Wettbewerb ausgesetzt und den gleichen 
Regeln unterstellt sind, verbessert sich die Position privater Anbieter 
massiv.
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Beispiele: 

1. Die Zahl der Privatschulen ist in den letzten 15 Jahren um rund 50 
Prozent gestiegen.

2. Allein auf dem deutschen „Nachhilfemarkt“ werden pro Jahr rund 1,5 
Milliarden Umsatz gemacht.

3. Die PISA-Studie entleert den Bildungsbegriff und privatisiert ihn somit, 
da sie dessen Inhalt der Testindustrie überantwortet:

„Man muss sich darüber im Klaren sein, dass die PISA-Tests mit ihrem 
Verzicht auf transnationale curriculare Validität (…) und der Konzentration 
auf die Erfassung von Basiskompetenzen ein didaktisches und 
bildungstheoretisches Konzept mit sich führen, das normativ ist.“

Deutsches PISA-Konsortium (Hrsg.): PISA 2000. Basiskompetenzen von Schülerinnen und 
Schülern im internationalen Vergleich, Opladen 2001, S. 19

„Schüler sollen nach PISA nicht lernen, nach dem Sinn des Lernens zu 
fragen, sondern sie sollen Aufgaben lösen, gleichgültig welche. Der von 
PISA als kompetent Geprüfte soll später einmal ebenso Babynahrung 
produzieren können wie Landminen. Angesichts der Kriterien von PISA 
(und einer auf PISA ausgerichteten Schule) sind beide Aufgaben gleich 



gültig. Und sie bedürfen der gleichen Kompetenzen.“ 

Volker Ladenthin: PISA und Bildung? Volker Ladenthin 
im Interview mit Rolf-Michael Simon, Neue Ruhr Zeitung vom 18.11.2007

4. Frage: Wie viel Prozent aller Hochschulen in Deutschland, also Universitäten 
und Fachhochschulen, sind wohl aktuell bereits in privater Hand? Es sind rund 
24,9 Prozent! 24,9 Prozent aller Hochschulen in Deutschland gehören 
Aktiengesellschaften, GmbHs oder Stiftungen. – Quelle: Kaphegyi/Quaißer: 
Privatisierung von Bildung – Ursprung, Besonderheiten, Erscheinungsformen
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Wichtig ist: Die ganze Debatte wird zum einen mit Heilsversprechen 
garniert – „alles wird besser“, „ein Bildungssystem, das nicht mehr sozial 
selektiv ist“, „Inklusion kann nur ‚vor Ort‘ stattfinden“ etc. -, so dass es gar 
nicht so einfach ist, die postulierten Ziele als Rechtfertigungsrhetorik zur 
Durchsetzung ganz anderer Dinge zu durchschauen. Um eben solche 
handelt es sich aber in der Regel sowie im hegemonialen Diskurs: Es wird 
das Blaue vom Himmel herunterversprochen. Schaut man sie die 
vorgeschlagenen Maßnahmen an, zielen jedoch fast alle auf das 
Gegenteil dessen, was eigentlich versprochen war. Am wichtigsten wohl: 
Eben weniger, nicht mehr demokratische Kontrolle von 
Bildungseinrichtungen.



Aufzuwertende Rechtsansprüche wären unter anderem:

• den Schulträgern ein grundsätzliches Recht auf Gründungen von 
IGSen im echten Ganztag und ohne Zwang zur äußeren 
Fachleistungsdifferenzierung zu gewähren;

• den Schulträgern einen grundsätzlichen Anspruch auf bedarfsgerechte 
Landeszuweisungen (mindestens im Rahmen des Konnexitätsprinzips) 
zuzusprechen; 

• Schulschließungen nur im Einvernehmen mit den betroffenen 
Kommunen sowie ggf. Eltern, Schülern und Lehrern vorzunehmen;

• Eltern - wie in Finnland - einen Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung 
für Kleinstkinder in unmittelbarer Wohnortnähe zu gewähren usw. usf.; 

• Schülern einen Rechtsanspruch auf qualitativ hochwertige Beschulung 
bis zum Erwerb der allgemeinen Hochschulreife in unmittelbarer 
Wohnortnähe zu gewähren; 

• die pädagogischen Freiheiten der Lehrer zu erweitern, sie bspw. auf 
Noten verzichten zu lassen etc.
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Personalhoheit oder Schulaufsicht von der Landesebene weg zu 
verlagern bedeutet: Deregulierung durch Dezentralisierung; 
Aufgabe des Grundgesetzauftrages der Sicherung „gleichwertiger 
Lebensverhältnisse“ durch horizontale  Ausdifferenzierung des 
Schulsystems; Freigabe der Löhne sowie für „hire and fire“; eine der 
letzten Formen endogener Privatisierung.
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Weinheimer Initiative wurde initiiert durch Freudenberg Stiftung, 
Weinheim.

Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. ist der 
Zusammenschluss der öffentlichen und freien Träger sozialer Arbeit, also 
von Städten, Landkreisen und Gemeinden sowie den Organisationen und 
Spitzenverbänden der freien Wohlfahrtspflege (AWO, DRK, Caritas, 
Diakonie, Paritätischer etc.). Vorangegangen war dem Papier unter 
anderem ein Forschungsprojekt mit der Deutschen Bank Stiftung unter 
dem Titel „Coole Schule: Lust statt Frust am Lernen“ (2002-2005).
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Intro:

Für 4 von 5 Landtagsfraktionen ist die Haushaltskonsolidierung oberstes Gebot. 
4 von 5 Fraktionen haben mittels einer manipulativen Volksabstimmung eine 
Schuldenbremse in die Verfassung aufnehmen lassen.
Um das „strukturelle Defizit“ abzubauen, sollen bis 2020 nun knapp 1,8 
Milliarden im Haushalt gekürzt werden.
(Quelle: 
http://www.vhu.de/vhu/VhUHomepage.nsf/$SysDokumente/5769DCFBE3A2BFA
9C125771100427DD3/$FILE/10-04-23_Positionspapier_f%C3%BCr_MdL-
Defizitabbau_im_Landeshaushalt.pdf, Seite 9 f.)
Auch der Bildungsbereich ist massiv bedroht: 2011 sind 45, 2012 sollen bereits 
68,3 Millionen allein im Schulbereich eingespart werden. 

Extro:

Die GEW Hessen kritisierte die Vorschläge der Grünen: Sie schafften mehr 
Probleme und nicht weniger, sagte der Landesvorsitzende Jochen Nagel. Die 
Kommunalisierung der Schulaufsicht würde seiner Ansicht nach zu einem 
weiteren Auseinanderdriften der Schulen führen. Ein Schulwechsel 
beispielsweise werde dadurch auch innerhalb des Landes immer schwieriger, 
erklärte Nagel. „Die Sicherstellung gleicher Chancen für alle, wie sie die GEW 
seit Jahrzehnten fordert, ist mit einer dezentralen Aufsicht, die sich der 
Verantwortung des Landes entzieht, überhaupt nicht realisierbar“, stellte Nagel 
fest.
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